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-«. zur Gesetz-Sammlungfür die

åöiiiglichrnpreufxischeuStaaten.

Bundes - Gesetzblatt
Norddeutschen Bundes.

M 35.

(Nr. 212.) Verordnung, betreffend die Einführung der in Preußen geltenden Vorschriften
über die Heranziehung der Militairpersonen zu Kommunalauflagenim

ganzen Bundesgebiet. Vom 22. Dezember1868.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Königvon Preußenic.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, auf Grund des Artikels 6.I.
der Bundesverfassung,was folng

Die in Preußen über die Heranziehungder aktivenund nicht aktiven

Militairpersonenund der Hinterbliebenenderselben, sowie der MilitairsSpeise-
Einrichtungenund ähnlicherAnstalten zu den Kommunalauflagen geltendenVor-

schriften, wie solchein der beigefügtenVerordnung,betreffenddie
Heranziehungder, Staatsdiener zu den Kommunalaustagen in den neu erworbenen .andes-

»H; theilen, vom 23. September 1867. (Gesetz-Samml. für die KöniglichPreußischen
Staaten, Jahrgang 1867. S. 1648. ff.) enthaltensind, werden im ganzen
Bundesgebiete, soweit sie in demselbennoch nicht Geltung haben, hiermit ein-

i
»

geführt.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes - Insiegel

Gegeben Berlin , den 22. Dezember1868.

s
. (t«. s.) Wilhelm

Gr. v. Bismarck - Schönhausen.

Bandes - Geseth 1868. 82 V e r-

Zlusgegebenzu Berlin den 31. Dezember1868»
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Verordnung,
betreffend

die Heranziehng der Staatsdiener zu den Kot-nmunal-Auflagen
in denneu erworbenen Landesiheilen

Vom 23. September1867.

Wir Wilhelm,von Gottes Gnaden König von PreußenIc.

verordnen für die durch die Gesetzevom 20. September und 24. Dezember1866. .

mit Unserer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des Gemeinde-
gebietes der Stadt Frankfurt a. M., um die Staatsdiener in diesen Landes-
theilen bezüglichihrer Beitragspflicht zu den Kommunalbedürfnissenden Staats-
dienern in der übrigenMonarchie nach Maaßgabeder Grundsätzedes Gesetzes
vom Juli 1822. gleichzustellen,auf den Antrag Unseres Staatsministeriums,
was o gt:

s. 1.

Von allen direkten Kommunalauflagen, sowohl der einzelnen bür er- i

lichen Stadt- und Landgemeinden,als der weiteren kommunalen Körperschaften
(Amtsbezirke,Distriktsgemeinden, Armendistrikte,Wegeverbändeu. s. w.) und

gestkreis-, kommunal- und provinzialständischenVerbände, sind vollständig
e eit:

l) die servisberechtigtenMilitairpersonendes aktiven Dienststandes, sowohl
hinsichtlichihres dienstlichenals sonstigenEinkommens ,· nur zu den auf
den Grundbesitzoder das stehendeGewerbe, oder auf das aus diesen
Quellen fließendeEinkommen gelegten Kommunallasten müssenauch sie
beitra en , wenn sie in dem KommunalbezirkGrundbesitzhaben oder ein
stehen es Gewerbe betreiben.

Militairär te genießenrücksichtlichihres Einkommens aus einer
Civilpraxisdie efreiung nicht;

2) die auf Jnaktivitätsgehaltgesetztenoder mit Pension zur Disposition
«

»Se-
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gestelltenOfsizierehinsichtlichihrer Gehalts- und sonstigendienstlichen
Bezüge-

Z) die Geistlichenund Elementarlehrer hinsichtlichihrer Besoldungenund

Emolumente, einschließlichder Ruhegehaltey ingleichendie unteren Kirchen-
diener, wo und soweitden letztereneine derartigeBefreiung seither rechts-
gültigzugestandenhat;

4) die verabschiedetenBeamten und nicht zu der Kate orie unter Nr. 2.

gehörigenMilitairpersonen hinsichtsihrer aus Staats onds oder sonstigen
öffentlichenKassen zahlbaren Pensionenund laufendenUnterstützungs-
bezüge,ebenso dieBeamten hinsichtsihrer Wartegelder, sofern der jähr-
liche Betrag solcher Bezüge für Einen Empfängerdie Summe von

250 Rthlr. nicht erreicht-

5) die hinterbliehmenWittwen und Waisen der unter I-— 4. genannten
Personen hinsichts ihrer aus Staatsfonds oder aus einer öffentlichen
Versorgungskassezahlbaren Pensionen und laufenden Unterstützungen-

6) die Sterbe- und Gnadenmonate,«

7) alle diejenigenDienst-Emolumente,welcheblos als Ersatzbaarer Auslagen
zu betrachtensind.

§. 2.

Zu den Beamten im Sinne dieser Verordnung gehörenalle, in unmittel-

baren Diensten des Staats oder der demselbenunter eordneten Obrigkeiten,
Kollegien, kommunalen und ständischenKorporationensiegende,mit festerBefol-
dung angestellte,beziehentlichin Ruhestand getretene»offentlicheBeamte, einschließlich
der Miutaik- und Hofbeamten,«dagegennicht«diejenigen, welche nur als außer-
ordentlicheGehäler vorübergehendim öffentlichenDienst beschäftigtwerden.

Z. 3.

Die Beamten (§. 2.) können von ihrem Diensteinkommeneinschließlich
der Warte- und Ruhegehiilter,ebensodie Militairpersonen von ihren Pensionen —

wenn nicht ein Fall der gänzlichenBefreiung nach Z. l. vorliegt —-

zu direkten
Kommunalauflagen (§. 132

nur insoweit herangezo en werden , als diese von

allen Pflichtigennachdem 9 aaßstabedes persönlichenLinkommens erhobenwerden.

Z. 4.

Das Diensteinkommenwird in solchenFällen nur halb o o als an-

deres gleichhohes persönlichesEinkommen der Steuerpflichtigensvegaicklirgt
82s Wenn
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Wenn die Veranlagun nicht unmittelbar den Einkommensbetragzur
Grundlage hat, so ist, unter enehmigungder Aufsichtsbehördedes besteuernden
iommunalen Berbandes, das Einschätzungsverfahrendergestalt besonderszu regeln,
daß der vorstehendeGrundsatz analog zur Anwendung kommt.

Das Diensteinkommen von zufälligenEntolumenten wird gleichdem festen
Gehalte besteuert; zu diesemBehufe wird nöthigenfallsder Betrag derselbenin
runder Summe durch die vorgesetzte-Dienstbehördefestgestellt

Z. 5.

An kommunalen Auslagen aller Art (s. 1.) dürfen äußerstenFalls, im
Gesarmntbetrage,bei Besoldungen (Z· unter 250 Thaler nicht mehr als Ein
V rozent, bei Besoldungen von 250 bis 500 Thaler ausschließlichnicht mehr
als anderthalb Prozent, und bei höherenBesoldungennicht mehr als zwei
Prozent des gesammten Diensteinkommensjährlichgefordert werden.

Die hiernach etwa nöthigeErmäßigungder nach Z. 4. berechnetenSteuer-
beträgetrifft , im Fall der Konkurrenzmehrerer kommunaler Verbände,die zu-
letzt zur Hebung gestellteForderung, mehrere noch nicht entrichteteForderungen
aber nach Berhältnißihrer Höhe

Z. 6.

Auf Staatssieuern und Staatslasten, welche gemeindeweise abgetragen
werden , finden die Bestimmungendieser Verordnung keine Anwendung.

§. 7.

Die gemäß§§. 3——5. den Staatsdienern obliegendeBeitragspflicht zu den
Kommunalabgabenerstrecktsich auf alle diejenigenBeträge der letzteren,welche·
innerhalb der Zeit, da der Pflichtige dem betreffendenkommunalen Verbande an-

gehört, auf ihn vertheilt und auch fällig werden , nicht aber auf später fällige.

s. 8.

Jeder Beamte ist bezüglichder KommunalbesteuerungseinesDiensteinkom-
mens als Einwohner desjenigen Gemeindebezirkszu betrachten, in welchem die
Behörde,der er angehört,ihren Sitz hat.

M«
.

AF-



s. 9.

Von ihrem etwanigen besonderenVermögenhaben auch die nach §. Z.

begünstigtenStaatsdiener, ebenso die Ofsiziereder unter Z. 1. Nr. 2. bezeichneten
Kategorie, die Geistlichenun»d«Eleiiientarlehrer,ihre Beiträge zu den Komiiiuiial-

lasten gleichanderen Angehorigen der betreffendenVerbände zu entrichten.

§. 10.

Durch die nach den vorstehendenBestimmungenzu bemessendenGeld-

beiträgesind die Pflichtigen zugleich von perssxsiilicheiiKommunaldieiistenfrei.
Sind sie jedochBesitzeevon Grundstückemoder betreibensie ein stehendesGe-

werbe, so müssensie die mit diesem Grundbesitzoder Gewerbeverbundenen per-

sönlichenDienste entweder selbst oder durch Stellvertreter leisten.

GeistlicheUnd Elemeniarlehrer bleiben»vonallen persönlichenGemeinde-

diensten, soweit dieselbennicht auf ihpenSCHLEIanGuindstuckeplasten- befreit-.
untere Kirchendjenerinsoweit, als ihnen diese Befreiung seither rechtsgültig
zustand.

v

§. 11.

Zu den indirekten Gemeinde-Abgabenmüssenauch DieNachM 1-5· be-

günstigtenPersonen gleichanderen Gemeinde-Einwohnernbeitragen. Sie sind nicht
befugt, was sie hierauf entrichten, bei ihren direkten Kommuiialbeiträgenin An-

rechnung zu bringen.
Die Mititaik-Speise-Einrichtungenund ähnlicheAnstalten bleiben indessen

von Verbrauchssteuern in dem, in den altpreußischenLandestheilenbestehenden
Umfange befreit.

Z. 12.

Alle entgegenstehendengesetzlichenBestimmungenwerden aufgehoben.
«

Wo jedochweitergehendeJmmunitäten für Beamte, Militairs,Geistliche
oder Lehrer nach statutarischeni»Rechtoder besonderenPrivilegien bestehen,soll
in denselben hierdurchnichts gisandert werden.

s. 13.

GegenwärtigeVerordnung tritt mit dem 30. Septemberd. J., unter An-
Wen-
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wendung auf alle von diesem Tage an zur Ausschreibunggelangendendirekten
Kommunalauflagen,in Kraft.

Der Minister des Innern wird mit Ausführungderselbenbeauftragt.
»

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
KoniglichenJnsiegeL

Gegeben Baden-Baden, den 23. September 1867.

(1«. s.) Wilhelm

Gr. v. Bismarck-Schönhausen. Frh. v. d. Heydt.
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg.

(Nt. 213.)
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(Nk. 213.) Seine Majestät der König von Preußenhaben im Namen

des NorddeutschenBandes

den PreußischenVizsekonsulRudolph Elvers zu San Juan (Portoriko)

zum Konsul des NorddeutschenBandes zu ernennen geruht.

(Nk. 214.) Seine Majestätder König von Preußen haben im Namen

des NorddeutschenBandes die bisherigenPreußischenVizekonsuln

Man. Ant. Garcia zu Ferrol, und

Juan E. O. Connor zu Benicarlo

zu Vizekonsulndes NorddeutschenBandes zu ernennen geruht.

(Nk. 215.) Seine Majestätder König von Preußen haben im Namen

des NorddeutschenBandes

den Verwefer des PreußischenKonsulats Wilhelm Alexander Brahe
in Melbourne

zum Konsul des NorddeutschenBundes daselbstzu ernennen geruht.

Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers

Berlin , gedruckt in der KöniglichenGeheimen Ober-Hofbuchdmckerei
(R. v. Decker).




